
Manfred Jenke
Medien und Markte*
Was Bürger brauchen und was Konsumenten wünschen

Medien werden von Menschen für
Menschen gemacht.
Diesem - zugegeben: sehr einfach
klingenden- Satz wird hoffentlich nie¬
mand von Ihnen widersprechen wol¬
len. Doch schon meine zweite Fest-
stellung könnte auf Widerspruch
stoBen:
Es 1st ein groBer Unterschied, ob ein
Medium die Menschen, für die es ge¬
macht wird, als willige Konsumenten
adressiert Oder als mündige Bürger:
Ob das Medium diese Menschen
- sein Publikum - nur als kaufkraftige
Zielgruppe definiert, die es an sich
binden möchte - möglichst regelma-
Big, möglichst lange, möglichst dauer-
haft -, urn sie potentiellen Auftragge-
bern von Werbebotschaften als gut
gebündelte Kontaktchance mit deren
Produkten anbieten zu können oder ob
das Medium diese Menschen - sein
Publikum- zunachst einmal als Indivi¬
duen geiten laBt, ob es sie als Interes¬
senten an bestimmten Aussagen, In-
halten und Formen definiert, ob es sei¬
ne Leser, Hörer, Zuschauer in ihren Er-
wartungen und Neigungen ernstnimmt
und an ihre politisch-gesellschaftli-
chen Rechte und Pflichten erinnert?
Urn es noch praziser zo formulieren:
Es macht einen groBen, für die Bewer-
tung der kommunikativen Qualitat ein-
es Mediums den entscheidenen Un¬
terschied aus, ob dieses Medium sich
zunachst einmal darum bemüht, die
Menschen so zu nehmen wie sie sind,
die Menschen kennenzulernen und et-
was zu erfahren über ihre Gedanken
und Gefühle, ihre Angste und Wün-
sche, ihre Nöte und Probleme, urn ih¬
nen daraufhin solche Informationen
anzubieten, die sie brauchen, damit
sie sich zurechtfinden können, damit
sie frei entscheiden und selbstverant-

wortlich handeln können- oder ob ein
Medium sich die Menschen so schaf¬
fen mochten wie es sie braucht, urn
damit eigene Ziele zu verfolgen: das
Medium als Mittel zum Zweck.
Dieser vom Medium selbst verfolgte
Zweck kann ein bloB kommerzieller
Zweck sein: mit der Ausbeutung von
Zeit und Interesse des Publikums
möglichst viel Geld zu verdienen. Es
kann aber auch ein politischer Zweck
sein: über die Beeinflussung von Mei-
nung und Einstellung des Publikums
Macht in Gesellschaft und Politik aus-
zuüben - und das kann für manchen
mehr Wert sein, als viel Geld zu verdie¬
nen. Beide Zwecke sind legal in unse-
rer Gesellschaftsordnung, aber sind
sie auch legitim im wohlverstandenen
Interesse einer Demokratie, die sich
nicht nur als formales System von
Machtteilung und Machtwechsel ver-
steht, sondern als ein ProzeB, der zu
mehr Freiheit, mehr Gerechtigkeit und
mehr Menschlichkeit in der Gesell¬
schaft führen sollte?
Ich stelle die Frage ohne so vermes-
sen zu sein, sie hier und jetzt beant-
worten zu wollen. Gleichwohl stelle ich
sie, weil wir uns dieser Frage immer
bewuBt bleiben müssen, wenn wir
über das Verhaltnis von Medien und
Politik nachdenken: ob (oder zumin-
dest bis zu welchem Grade) die Ge-
winnerzielung und die Machtausü-
bung mittels Massenmedien in einem
demokratisch verfaBten Gemeinwesen
wiewohl gesetzlich zugelassen und
gesellschaftlich toleriert dennoch
möglicherweise schadlich oder sogar
gefahrlich sein können?
Manche von Ihnen werden diese Fra¬
ge für langst geklart halten. Die einen
durch die Antwort: Ja, gefahrlich, die
anderen durch die Antwort: Nein, un-
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gefahrlich. Wir alle wissen, daB es eine
umfangreiche wissenschaftliche Lite-
ratur über die Frage gibt, ob die Aus-
lieferung eines Mediums an den freien
Markt eher die Vielfalt innerhalb eines
Mediums fördert Oder die Konzentrati-
on auf wenige Trager des Mediums
beschleunigt, und wir wissen auch,
daB behauptet wird, die Konzentration
vleier Krafte eines Mediums auf einen
Trager würde dessen Leistungsquali-
tat nicht reduzieren, sondern im Ge-
genteil noch erhöhen. So sagen es er-
folgreiche Zeitungsverleger, aber so
sagen es auch die öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten.
Wie Sie wissen, komme ich aus
Deutschland und wir haben auf die-
sem Gebiet vor wie nach 1945 Erfah-
rungen hinter uns, die nicht nur uns
selbst erschrecken. Doch geht es mir
hier und jetzt weniger urn die Antwort
auf diese Frage als vielmehr urn deren
genauere Formulierung. Mir liegt dar-
an, daB die Frage nicht aus der Dis-
kussion verschwindet und daB diejeni-
gen, welche - wie ich - die Medien
"machen", sich ihr immer wieder stel¬
len müssen.
Denn: Entscheidend für die kommuni-
kative Qualitat eines Mediums (und
das heiBt: für seine gesellschaftliche,
politische Bewertung) ist nicht nur, wie
das Medium seine Adressaten, sein
Publikum, definiert, sondern auch wie
diejenigen, die das Medium "ma¬
chen", ihre Arbeit und sich selbst defi¬
niëren.
Wie frei sind wir "Medienmacher”
überhaupt, eine solche Definition ernst¬
haft und guten Gewissens zu versu-
chen? Wie befangen sind wir mögli-
cherweise in den Begriffskategorien
unserer Erziehung, den Denkschema-
ta unserer Ausbildung, den Hand-
lungsklischees unserer Praxis? Wie
stark pragen uns die Gefühlserfahrun-
gen unserer Herkunft und die im Laufe
unserer Karrieren vollzogenen Kom-
promisse? Wie sehr versteht der ein-
zelne sich als Star oder als Anti-Star,
als Volkserzieher oder als Nonkonfor-
mist? Wie viele von uns sind heimlich
oder offenkundig Zyniker geworden?

Wie weit sind wir uns noch dessen be-
wuBt, daB die Menschee, die lesen
(was wir schreiben), die horen (was wir
sagen), die sehen (was wir zeigen)
nicht bloBe Objekte unserer Argumen¬
tation und Persuasion sein dürfen,
sondern vielmehr Subjekte sind, wel¬
che, eigener Gedanken und Gefühle
fahig, dazu ermutigt und ermuntert
werden sollten, ihre eigenen kommuni-
kativen Fahigkeiten zu nutzen und zu
verbessern, urn anhand der von uns
gegebenen Anregungen im publizisti-
schen, aber auch im künstlerischen
Bereich untereinander intensiver zu
kommunizieren? Welche Hilfen bieten
ihnen dazu unsere Medien an? Me¬
dien, die doch in ihren besten Produk-
ten nicht mit der Absicht gemacht wer¬
den, bestimmte Meinungen aufzunöti-
gen, bestimmtes Verhalten für ver-
bindlich zu erklaren, sondern die ih-
rem Publikum zunachst einmal Materi¬
al zu eigener Urteilsbildung vorlegen
sollen- und das so breit und so vielfal-
tig wie möglich urn sodann Ent-
scheidungskriterien und Handlungs-
wissen zu vermitteln, das den einzel-
nen Menschen besser befahigen
könnte, seine Situation zu beurteilen,
seine Interessen zu definiëren, sein
Tun sinnvoll zu planen und zu verwir-
klichen.

Sie werden bemerkt haben, daB ich
bis jetzt sehr allgemein von Medien
gesprochen und es vermieden habe,
diese Medien naher zu bezeichnen:
als Zeitung oder Zeitschrift, als Buch
oder Film, als Schall- oder Bildplatte,
als Radio oder Fernsehen. Ein Grund
dafür ist meine Abneigung gegen jene
Art Medienkritik, die dem einzelnen
Medium als solchem bestimmte nega¬
tive Einflüsse oder Gefahren unter-
stellt. Es gibt, namentlich bei uns in
Deutschland, eine lange zurückrei-
chende Tradition solcher Allgemein-
platze: Zeitungen "lügen wie ge-
druckt", Filme kommen aus der
"Traumfabrik”, Schallplatten bringen
"Schnulzen’1 unter die Leute, das Ra¬
dio dient als "Gerauschtapete” und als
neuestes haben wir die ’’Droge Fern-
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sehen” entdeckt, die unsere Kinder
angeblich süchtig und lebensuntaug-
lich macht. Alle diese Klischees sind
gewiB nicht ohne Anlasse entstanden,
das wir niemand leugnen. Doch ware
es besser gewesen, nicht von einzel-
nen Anlassen her über die Medien ins-
gesamt zu urteilen, sondern genauer
nach den Ursachen zu fragen: warum
bestimmte Produkte bestimmter Me¬
dien so negativ in Erscheinung treten?
Hatte man daraufhin weniger die Me¬
dien als solche verurteilt, sondern
nach den Entstehungsbedingungen
bestimmter Produkte in den Medien
gefragt, zum Beispiel nach den orga-
nisatorischen Voraussetzungen und
nach den ökonomischen Zielsetzun-
gen bestimmter Systeme Oder be¬
stimmter Unternehmen, dann ware
das Ergebnis sicherlich differenzierter
ausgefallen.
Worauf will ich mit dieser Argumentati¬
on hinaus?
Auf eine weitere, sehr einfache These:
Die Medien sind als solche wertfrei.
Sie sind weder "gut” noch ’’schlecht”,
weder schadlich noch nützlich, weder
progressiv noch konservativ, weder in-
telligenzfördernd noch verdummend.
Es kommt allein darauf an, was die
Menschen aus ihnen machen.
Welche Menschen?
Natürlich zahlen jene Menschen, wel¬
che die Medien konsumieren, dabei
etwas weniger als jene, welche für die
Medien produzieren, doch urn die Auf-
zahlung gleich komplett zu machen,
füge ich hinzu: noch etwas mehr zah¬
len jene Menschen, welche die Me¬
dien kontrollieren und - so befremd-
lich das klingen mag-am allermeisten
diejenigen, welche die Politik, also die
Gesetze, machen, an denen die Kon-
trolle der Medien sich letzten Endes
orientiert.
Nun wissen wir alle gut, daB Arbeitsbe-
dingungen und gesetzliche Vorgaben
nicht nur von Medium zu Medium, son¬
dern auch von Staat zu Staat sehr un-
terschiedlich akzentuiert sind, Ich las-
se hier bewuBt alle Staaten auBer acht,
(und das fallt sehr schwer, well es viel-
zuviele davon gibt), in denen die Me¬

dien durchgangig der Selbstdarstel-
lung des Staates und der herrschen-
den politischen Schicht oder Gruppen
dienen, der Erziehung im Sinne eines
ideologischen Dogmas, wo immer im
politischen Spektrum dieses Dogma
angesiedelt sein mag. Dabei verkenne
ich nicht, daB es eine groBes, - hier
nicht zu vertiefendes - Thema ist, ob
und wie Medien selbst unter solchen
widrigen Bedingungen den Keim einer
Entwicklung zur demokratischen Frei¬
heit setzen und fördern können. Ich
will mich vielmehr beschranken auf
solche Staaten, in denen demokrati-
sche parlamentarische und gesell-
schaftliche Verhaltnisse es gestalten,
die gesetzlichen Voraussetzungen für
freie und unabhangige Medien zu er-
halten oder zu schaffen: Staaten wie
die Niederlande, wie Frankreich, wie
die Vereinigten Staaten von Amerika,
wie die Bundesrepublik Deutschland.

Indem ich diese vier Staaten nenne,
wird bereits erkennbar, wie unter-
schiedlich unsere jeweils historisch
gewachsenen Freiheitsbegriffe auf die
politischen Entscheidungen in Me-
dienfragen einwirken. Unabhangig
sollen die Medien in allen diesen Lan-
dern sich entfalten dürfen, und doch
gibt es vielfaltige organisatorische
Rückbindungen an die gesellschaftli-
chen Krafte, an den kommerziellen
Markt, an das Parlament, an die Regie-
rung, an Institutionen und Kommissio-
nen, die teils Regelungs-, teils Lizen-
zierungs-, teils Kontrollkompetenzen
haben. Unmittelbare staatliche EinfluB-
nahme wird, wo sie- wie in Frankreich
- noch besteht allmahlich abgebaut.
Der Regierung werden nur die für den
Notfall erforderlichen EinfluBnahmen
zugestanden: Warnungen im Kata-
strophenfall, Geheimhaltung bei krie-
gerischen Verwicklungen, Festlegung
finanzwirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen. Und doch bleiben wichtige
Unterschiede erkennbar: wahrend so-
zial-liberale Regierungen in der Bun¬
desrepublik Deutschland es als ihr Ziel
ansehen, zu verhindern daB privatwirt-
schaftliche Verlagsunternehmen
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durch Fusion und Konzentration in ei-
ne GröBenordnung hineinwachsen,
die als Gefahr für die Vielfalt der Mei-
nungen angesehen wird, und wahrend
sie bemüht sind, die Werbeeinnahmen
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten auf ein MaB zu begrenzen, das
die Gefahrdung der ökonomischen
Grundlagen auch mittlerer und kleine-
rer Zeitungsunternehmen ausschlieBt,
setzt sich in den Vereinigten Staaten
von Amerika eine konservativ-liberale
Regierung für den Abbau möglichst
vieler der bisher geitenden Regelun-
gen ein, weil sie von mehr Wettbewerb
zwischen den Medien und innerhalb
der Medien ein breiteres Angebot von
Tragern, dadurch eine bessere Ver-
sorgung mit Informationen und letzten
Endes sogar mehr Vielfalt der Meinun-
gen erhofft.
Was die eine Denkschule mit vorsich-
tig gehandhabten Interventionen und
durchaus locker gehaltenen Regelun-
gen zu bewahren und weiterzuentwik-
keln hofft, meint die andere durch
groBzügiger gesetzte Freiraume, ja mit
radikaler Abschaffung der bisher für
unvermeidlich gehaltenen Restriktio-
nen verbessern zu können.
Es erweist sich - worauf in der Bun-
desrepublik Deutschland Professor
Eberhard Witte erst vor kurzem hinge-
wiesen hat- daB weniger die Ziele der
Medienpolitik sich unterscheiden als
die Wege, auf denen man diesen Zie¬
len naherzukommen hofft.

Welches sind diese Ziele? Für die Bun-
desrepublik lassen sie sich in zehn
Punkten zusammenfassen, über deren
Notwendigkeit offenbar ein breiter
Konsensus besteht.
An erster Stelle aller von den medien-
politisch relevanten Kratten und Grup-
pen bei uns genannten Ziele steht
das- wie Artikel 5 unserer Verfassung
formuliert - "Recht des Bürgers, sich
aus allgemein zuganglichen Quellen
ungehindert zu informieren”. Keine
staatliche Zensur von Informationen -

darüber sind sich alle einig. Doch wie
diese Informationsfreiheit zu realisie-
ren, abzusichern sei, darüber gehen

die Meinungen bereits weit auseinan-
der: Gesetze, von denen die einen
meinen, sie kanalisierten, behinderten
den InformationsfluB (z.B. durch die
ausschlieBlich öffentlichrechtliche
Rundfunkveranstaltung) erscheinen
den anderen als Schutz des Informati-
ónsflusses vor kommerziellem Wild-
wuchs, vor Niveauverlust, vor Reizü-
berflutung, vor Informationsver-
schmutzung.
Als zweitwichtigstes Ziel wird die pu-
blizistische Vielfalt genannt, also die
Pluralitat des Angebotes von Inhalten,
Stoffen, Formen und Themen, aber
auch die Existenz verschiedener insti-
tutioneller Trager der Medien. Doch
laBt sich bei diesem Ziel ebenfalls eine
starke Ambivalenz im Methodischen
erkennen: Man fragt sich, ob neue und
andere Angebotsformen duch zusatz-
lich in den Markt eintretende Anbieter
die bisherigen Anbieter beeintrachti-
gen, verdrangen oder ganz beseitigen
könnten? Werden neue weithin "popu-
lare” Angebote den bisherigen hoch-
qualifizierten publizistischen und
künstlerischen Angeboten, die heute
im Rahmen öffentlich-rechtlicher Insti-
tutionen wie Rundfunkanstalten, Bibli¬
otheken, Theater gerade noch finan-
zierbar sind, in einer dann starker libe-
ralisierten Konkurrenzsituation gröBere
Publikumsanteile entziehen, dadurch
deren finanzielle Existenzgrundlage
schmalern und schlieBlich das Ge-
samtangebot in der Weise nivellieren,
daB "mehr von demselben”, "Einfalt
statt Vielfalt" geboten wird? Wir alle
kennen die Untersuchungen, an de¬
nen am Beispiel der Programmentwic-
klung des belgischen Fernsehens un-
ter dem Druck der von RTL gesende-
ten Kinofilme eine Tendenz zur Redu-
zierung publizistisch und künstlerisch
hochqualifizierter Angebote bereits
wahrend der 70er Jahre ermittelt wor¬
den ist. Wir alle haben aber auch von
den Kalkulationen gehórt, die für Ende
der 80er Jahre gerade auch an-
spruchsvollen Theater- und Musikpro-
duktionen Absatzchancen im Markt
der Videokassette und der Bildplatte
einraumen; dies allerdings zu einem
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weitaus höheren Preis für den Interes¬
senten.
Auf solche Interdependenzen zwi-
schen den Medien weist das dritte der
in der Bundesrepublik am haufigsten
genannten Ziele der Medienpolitik hin:
die wirtschaftliche Situation der Presse
dart durch neue Medienentwicklungen
nicht beeintrachtigt werden. Wieder-
um tauchen Fragen auf: Geht es da¬
bei in erster Linie um das Weiterer-
scheinen der Zeitungen für die ver-
schiedenen Stadte und Kreise oder
um das Überleben der Verlagshauser?
Von manchem Verleger vermuten
Übelwollende seit langem, er würde
sein Unternehmen lieber heute als
morgen von der komplizierten und mit
vielen Risikofaktoren behafteten Zei-
tungsproduktion auf die eher gewinn-
bringende elektronische Vermittlung
von Information und Unterhaltung um-
stellen. MuB aber die Gesellschaft,
müssen Kultur und Politik, muB das Pu-
blikum nicht dringend am Weiterbeste-
hen des gedruckten Universalmedi¬
ums Zeitung interessiert sein? Wird
man dafür - unter Umstanden - den
Preis einer gesetzlich geregelten Ab-
schöpfung anderswo erzielter Werbe-
gewinne zahlen müssen, die dann zwi-
schen den Medien umverteilt, d.h. von
den "neuen” auf die "alten” Medien
rücktransferiert werden würden? Über
derartige staatliche Interventionen
spricht niemand gerne, weil solchen
Ideen gerade auf dem heiklen Feld
von Information und Meinungsbildung
ein Beigeschmack von Beeinflussung
und Manipulation anhaftet. Doch er-
scheint mir die Erhaltung der Existenz-
grundlage der einzelnen Zeitung oder
Zeitschrift als ein zukünftig immer
wichtiger werendes Feld der Medien¬
politik.

Viertes Ziel: die Selbstbestimmung im
Sinne der Freiheit der Einzelnen gegen-
über Einflüssen des Staates und an-
derer Institutionen. Hier handelt es
sich um ein Abwehrrecht des Bürgers,
das sich im übrigen nicht nur auf den
Staat richtet, sondern auch gegen die
Bevormundung durch Machtige in der

Gesellschaft und (was nicht verwun-
dert) in der Publizistik selbst. Kann,
darf dieses Recht sich auch gegen die
eben erwahnten Bemühungen richten,
eine Zeitung oder Zeitschrift, die auf
dem freien Markt nich finanzierbar ist
durch andere Finanzierungsmethoden
zu retten? So fragen manche, für de¬
ren Begriff von Pressefreiheit die ”Ab-
stimmung am Kiosk” - also die tagli-
che Kauf- oder Nicht-Kauf-Entschei-
dung der Laufkundschaft - das
ausschlaggebende Kriterium für die
Qualitat von Presseerzeugnissen ist.
Demgegenüber verweisen die an fünf-
ter und sechster Stelle genannten Zie¬
le auf ein bereits weiter entwickeltes
Medienverstandnis: ebenso wichtig
wie die Meinungsvielfalt - das heiBt,
der Anspruch, daB die in der Gesell¬
schaft vorhandenen unterschiedlichen
Meinungen, Einstellungen und Wert-
enthaltungen in den Medien zum Aus-
druck kommen sollen - sei die Freiheit
der MeinungsauBerung, das heiBt,
dem einzelnen Burger sollen erweiter-
te Zugangsmöglichkeiten für die eige¬
ne Artikulation eröffnet werden.
Wie diese Ziele verwirklicht werden
können, ist selbstverstandlich ebenso
umstritten: soil es bevorzugt durch in¬
terne Vielfalt in jedem einzelnen Medi¬
um, ja sogar in jedem einzelnen Trager
geschehen, oder durch externe Vielfalt
quer durch die Medien und deren Tra¬
ger? Hierzu gehort auch die Frage der
Dezentralisierung der bisher überwie-
gend auf der Ebene einzelner Bundes-
lander tatigen Rundfunkanstalten:
wenn sie künftig mehr als bisher im
Regionalen oder sogar im Lokalen ta-
tig werden, könnte das zu Risiken für
die regionale oder lokale Presse füh-
ren? Die Rundfunkanstalten verneinen
dies mit dem Hinweis darauf, daB sie
lokale Werbeeinnahmen dafür nicht in
Anspruch nehmen wollten und im. übri¬
gen die Chronik-Funktion einer regio¬
nalen und lokalen Zeitung ohnehin
nicht übernehmen könnten; sie verste-
hen sich im Regional- und Lokal be-
reich eher erganzend und stimulierend
als ersetzend oder verdrangend.
Neben diese politisch-publizistischen

19



Ziele tritt mit nachstniedriger Prioritat
die Frage nach der Starkung oder bes-
ser: Nicht-Beeintrachtigung von
Nachbarschaft und Familie durch die
Medien. Prof. Stappers von der Uni-
versitat Nimwegen hat darauf bereits
vor Jahren eine gute Antwort gege-
ben: Wenn man etwas für die nacht-
barschaftliche Kommunikation in den
Stadten und Gemeinden tun wolle, so
hat Professor Stappers vorgeschla-
gen, dann solle man das vorhandene
Geld nicht für Kabelversuchsprojekte,
sondern lieber für gemütliche Bierloka-
le ausgeben. Bei uns in Deutschland
ist diese AuBerung seither viel zitiert
worden. Inzwischen haben wir zwar
- zehn Jahre spater - noch immer kei-
ne Kabelversuchsprogramme, aber
wir haben einige Bürgerinitiativen ge-
gen Kabelfernsehen und so konnten
die Projekte noch vor ihrer Verwirkli-
chung bereits etwas für die Intensivie-
rung der Kommunikation unter den
Bürgern der für dei Versuche vorgese-
henen Stadte leisten.
Es wird Sie möglicherweise überra-
schen, daB in der Rangordnung von
Zielen der Medienpolitik erst jetzt, an
achter und neunter Stelle zwei Aspek-
te auftauchen, die jeder Kenner deut-
scher Verhaltnisse gewiB für weitaus
bedeutungsvoller angesehen hatte
und deren Gewicht auch bei uns ver-
mutlich gröBer ist als es in dieser Liste
den Anschein hat.
Es solle dafür gesorgt werden, daB
über die Medien die Beschaftigungs-
struktur verbessert wird, indem Arbeits-
platze erhalten oder sogar neu ge-
schaffen werden, und es müsse üöer
Innovation im Medienbereich die Wett-
bewerbsfahigkeit der Bundesrepublik
Deutschland auf den internationalen
Markten abgesichert und verbessert
werden. Medienpolitik als Arbeits-
markt- und AuBenhandelspolitik, das
ist in der gegenwartigen Konjunkturla-
ge unserer Wirtschaft (und nicht nur
unserer) sicherlich ein berechtigter
Wunsch. Doch auch ein erfüllbarer?
Und urn welchen Preis?
Hier komme ich zum zehnten und letz-
ten Punkt der von Professor Witte er-

mittelten "Ziele deutscher Medienpoli¬
tik”: es geht urn die Sicherung der wirt-
schaftlichen Situation des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, dessen Quali-
tat - so umstritten einzelne Sendungen
auch sein mogen - untrennbar mit ei-
ner aufgabengerechten, die Teue-
rungsrate zumindest ausgleichenden
Finanzierung verbunden ist. Doch
zeigt die jüngste Entwicklung, daB
dies bereits mittelfristig nicht mehr der
Fall sein wird.
An dieser Stelle müssen wir den unan-
genehmen Schrift von der medienpoli-
tischen Theorie in eine überwiegend
machtpolitisch bestimmte Praxis tun.

Wenn ich eingangs sagte, daB die Me¬
dien von Menschen für Menschen ge-
macht werden und wenn ich dies spa-
ter mit dem Zusatz erganzte, daB noch
mehr als die Konsumenten und die
Produzenten die Kontrolleure und die
Gesetzesmacher über die Medien zu
bestimmen hatten, dann muB jetzt
nach dem medienpolitischen BewuBt-
seinsstand dieser Kontrolleure und
Gesetzesmacher gefragt werden.
Mir scheint, dieser BewuBtseinsstand
wird noch viel zu oft vorwiegend davon
bestimmt, wie sich unsere Politiker von
den Medien behandelt fühlen. Anders
gesagt: eine leider noch immer zu gro-
Be Zahl von Politikern - und Ausnah-
men bestatigen diese Regel - bewer-
tet die Medien nicht anhand der kom-
munikativen Qualitat ihrer Produktion,
sondern danach, ob und wo ihnen Ge-
legenheit zu (vermeintlich) positiver
Selbstdarstellung in Interviews und
durch ’’human interest stories” gege-
ben wird, wie dies in vielen Zeitungen,
aber auch in einigen Rundfunkpro-
grammen mehr oder minder haufig ge-
schieht. ”Do ut des” heiBt die leider
weit verbreitete Verhaltensregel - mit
dem Unterschied, daB gegenüber pri¬
vaten Zeitungshausern durch Wohl-
verhalten und gelegentlichem Entge-
genkommen auf die Sympathie des
Verlagsinhabers spekuliert wird, wah-
rend man bei öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten auf personalpoliti-
sche EinfluBnahme und ökonomischen
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Anpassungsdruck setzt.
Dies stelle ich frei von Aggressivitat
und ohne Larmoyanz fest. Wir haben
es mit Menschen zu tun, die allesamt
persönliche Interessen haben und
nicht selten Empfindlichkeiten und
Schwachen zeigen. Wer von uns ist
ganz frei davon? Indessen zeigt sich,
daB auf beiden Selten - in der Politik
wie in der Publizistik - die Stimmen
sich mehren, welche dazu auffordern,
die jeweils unterschiedlichen Positio-
nen und Funktionen deutlicher als bis-
her wahrzunehmen, zu akzeptieren
und beiderseits zu respektieren. Ich
klage daher nicht, sondern ich hoffe:
daB der Konflikt zwischen denen, die
als Politiker handeln und denen, die
als Publizisten informieren und kritisie-
ren, von immer mehr Menschen als ein
Wesenselement des Meinungskamp-
fes erkannt wird, von dem unser höch-
stes Gericht, das Bundesverfassungs-
gericht in Karlsruhe, sagt, dieser sei
"konstituierend für die Demokratie.
DaB der Rundfunk in diesem Mei-
nungskampf - ebenso wie die Presse
- nicht nur "Medium” der öffentlichen
Meinungsbildung ist, sondern auch
ein eminenter "Faktor” dieser Mei¬
nungsbildung-das ist eine weitere Er-
kenntnis, die sich zwar noch nicht in
allen Politikerköpfen, zum Glück aber
in den Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts findet. Wir haben
also, wie ich meine, auf dem be-
schwerlichen Weg der Umsetzung
medientheoretischer Erkenntnisse in
medienpolitische Entscheidungen
noch eine gute Strecke Weges vor
uns, aber auch schon einige bemer-
kenswerte Stationen hinter uns, seit
man auch in der Bundesrepublik
Deutschland begonnen hat, medien¬
politische Entscheidungen aus den
Grauzonen der Kabinettspolitik in das
helle Licht öffentlicher Anhörungen
und Untersuchungskommissionen zu
rücken.

Welche Konsequenzen ergeben sich
daraus für die jetzt beginnende "Um-
verteilung des Medienlandes”?
In der Formulierung des Titels dieser

Veranstaltung meine ich eine Doppel-
deutigkeitzu erkennen: Das niederlan-
dische ’’Herverkaveling”, Oder das
englische ’’Redistribution” kann, in die
deutsche Sprache übersetzt, sowohl
die Umverteilung des Medienlandes
durch Neuabgrenzung der Interes-
senspharen bedeuten als auch eine
innerhalb des Medienlandes stattfin-
dende Mehrfach-Vermarktung von
Stoffen, Inhalten, Aussagen und For-
men. Zu beiden Bedeutungen rnochte
ich abschlieBend einige Anmerkungen
versuchen.
Nach 1945 gab es im zerstörten
Deutschland eine kurze Zeitspanne, in
der weder Bücher gedruckt noch
Schallplatten gepreBt, weder Filme ge-
dreht noch illustrierte Zeitschriften her-
gestellt wurden. Neben einem allmah-
lich wieder einsetzenden Theater- und
Musikleben und einigen infolge Pa-
piermangel in kleinen Auflagen ge-
druckten Zeitungen war das Radio als
einziges Medium überall verfügbar.
Dieser Zeit, in der das Radio alles
konnte, durfte und wollte, trauern man¬
che meiner Kolleginnen und Kollegen
bis heute nach. Was sie anboten, wur-
de gehort und selbst wenn es die
schwierigsten Themen, die ausgefal-
lendsten Formen und die anspruchs-
vollsten Darbietungen gewesen wa¬
ren: das Radio hatte keine Konkurrenz,
die ihm die Aufmerksamkeit seiner Zu-
hörer durch gefalligere, leichter auf-
nehmbare Angebote hatte wegneh-
men können. Langst haben sich, zu-
mal durch das Erscheinen des Fernse-
hens, diese Hörgewohnheiten auf ein
normales MaB an Aufnahmebereit-
schaft und Aufnahmefahigkeit redu-
ziert. Doch da wir in Köln über drei Ra¬
dioprogramme verfügen, die wir unter-
einander hinsichtlich ihrer Inhalte und
Formen koordinieren können, leisten
wir uns - wie in den 50er Jahren - ne¬
ben zwei popularen, von Millionen Hö-
rern gern (und meist nebenbei) gehör-
ten Programmen ein anspruchsvolles
"Drittes”, das zwar nur einige hundert-
tausend Hörer erreicht, diese jedoch
als aufmerksame, intensive Zuhörer.
Ware die Rundfunksituation in Nord-
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rhein-Westfalen eine andere: etwa mit
zwei Programmen des WDR und ei-
nem weiteren, das unabhangig von
uns, also nicht koordiniert, sondern
konkurrierend produziert würde, dann
- so bin ich sicher - würden weder wir
noch unser Konkurrent ein "Drittes”
Programm für einige hunderttausend
Hörer riskieren. Vielmehr müBten wir
untereinander urn die Gunst der Hörer-
mehrheiten kampten, dabei die jetzt
noch gut bedienten Minderheiten ver-
nachlassigend. Dies ist ein sehr einfa-
ches, aber durchaus realistisches
Beispiel für die Auswirkungen einer et-
waigen Neuabgrenzung im Medien-
land. Zu fragen bleibt, ob es politische
und ökonomische Krafte gibt, die ein
Interesse daran haben, aus dem ge-
genwartig breit gefacherten, vielseiti-
gen und für den Benutzer auBerst
preiswerten Angebot des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks einzelne Teile
herauszubrechen, die einen, urn sie
gewinnbringend zu vermarkten: Unter-
haltungsprogramme über Videocas¬
sette und Videoplatte, Sportübertra-
gungen über Satelliten, die anderen,
urn sie, weil politisch unwillkommen
oder nicht konform, finanziell auszu-
hungern: kritische Dokumentarpro-
gramme, unbequeme Hör- und Fern-
sehspiele zu aktuellen Problemen. Zu-
gunsten der meisten Politiker, die sich
mit den Medien beschaftigen, möchte
ich annehmen, daB ihnen die sehr
weitreichenden Konsequenzen dieser
Neuabgrenzung bis jetzt nicht bewuBt
sind. Sie handeln nach einem Grund-
satz, den sie in den Sechziger Jahren
gelernt haben, als wir alle noch expan-
siv dachten: Eine gute Sache wird urn
so besser, je mehr man davon hat.
Also: mehr Abituriënten, mehr Univer-
sitaten, mehr Arbeitsplatze für studier-
te Leute. Inzwischen wissen wir, daB
solche Rechnungen nicht immer auf-
gehen. Und so könnte es auch mit den
Medien kommen, zumindest mit de-
nen, die nicht gedruckt, sondern elek¬
tronisch verbreitet werden. Dazu ein
weiteres, sehr einfaches Beispiel: Für
bestimmte Sachbücher in denen jedes
Jahr Daten und Fakten gesammelt er-

scheinen, gibt es zwei Kauferkreise:
der eine ist zahlungskraftig und kauft
alljahrlich den gröBeren Teil der Aufla-
ge für Geschafts- und Verwaltungs-
zwecke. Dank dieser gesicherten Fi-
nanzierungsgrundlage kann der Her-
ausgeber seine Publikation auch an
Leser aus dem anderen, weniger kauf-
kraftigen Interessentenkreis abgeben,
die das Buch nicht unbedingt jedes
Jahr kaufen, sondern nur alle paar
Jahre einmal. Ein solche Kalkulation
bricht dann zusammen, wenn der fi-
nanzstarke Interessentenkreis die für
seine Zwecke ökonomisch sinnvolle,
weil die Verfügbarkeit der Datenerheb-
lich verbessernde Entscheidung trifft,
die Daten nicht mehr als Buch zu be-
ziehen, sondern aus einer Datenbank
jeweils bei Bedarf abzurufen. Für den
zweiten, weniger finanzstarken Kaufer-
kreis wird das Material infolge der da-
durch reduzierten Druckauflage des
Buches unerschwinglich, falls das
Buch überhaupt noch erscheint. Diese
Kaufer müssen also ihrerseits versu-
chen, die benötigten Daten und Fak¬
ten aus einer Datenbank abzurufen;
das wird mit Sicherheit wesentlich teu-
er. Nicht wenige der Leser, z.B. solche
die im Ausland wohnen, werden sogar
völlig von der Nutzung der Daten ab-
geschnitten. Mit diesem Beispiel
möchte ich auf einen Mangel hinwei-
sen, der mir in unserer Medienpolitik
allenthalben begegnet: Wir haben es
bisher versaumt, uns in Planspielen
- wie sie auf militarstrategischem Ge-
biet schon seit jeher üblich sind - mit
den Eventualitaten der Neuabgren¬
zung des Medienlandes vertraut zu
machen und unseren Politikern die
Konsequenzen aus solchen Planspie¬
len vor Augen zu führen.

Nun zu der zweiten abschlieBenden
Anmerkung. Sie betrifft die sich unter
den Stichworten "Medienverbund"
und ’’Kooperation” abzeichnende
Mehrfach-Vermarktung von Stoffen, In-
halten, Aussagen und Formen. Sie alle
haben miterlebt, wie Bernard Shaws
Komödie "Pygmalion” erfolgreich in¬
ternational vermarktet worden ist. Zu-
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nachst durfte das Stück nur am Broad¬
way gespielt werden: man muBte,
wenn man es sehen wollte, nach New
York reisen, was der Amortisation der
investierten Produktionskosten durch
eine überaus lange Aufführungsserie
sehr zustatten kam. Dann worden
Muster-lnszenierungen für andere Me¬
tropolen zugelassen: parallel zur
nachsten Auswertungsstufe, den The-
atern mittlerer und kleinerer Stadte,
entstand ein Film, der sich non wieder
mit dem breiten Bühnenerfolg zu einer
Symbiose verband. Der Filmerfolg
führte zu weiteren Bühneninszenierun-
gen. Als letzte Auswertungsstufe war
das Fernsehen an der Reihe, und seit-
her dürfen wir - vorsichtig dosiert - im
Abstand einiger Jahre den Film wie-
dersehen, sofern wir ihn nicht als Vide-
okassette kaufen. In Zukunft dürfte
sich zwischen die erste und die zweite
Auswertungsstufe eine zusatzliche
Stufe schieben: Pay-TV, das seinen
zahlungswilligen Kunden bestimmte
Stoffe noch vor der Kino-Auswertung
und lange vor dem Fernsehen anbie-
tet, ebenso Video-Kassette und Video¬
disc (auf dem Gebiet der musikali-
schen Unterhaltung). Zumindest für
die Vereinigten Staaten von Amerika
zeichnet sich das Ende der bisher
ausschlieBlich oder überwiegend aus
Werbeeinnahmen finanzierten Fern-
seh- und Radioprogramme ab. Breiter
differenzierte Unterhaltungswünsche
und die gewachsene Bereitschaft, da-
für extra zu bezahlen, deuten darauf
hin, daB noch vor dem Ende des Jahr-
hunderts die unmittelbare Nachtrage
des Konsumenten das Angebot der
elektronischen Medien bestimmen
wird, nicht mehr - wie bisher - das
Zusammenspiel zwischen Auftragge-
bern und Vermittlern von Werbung. So
gesehen, könnte sich die amerikani-
sche Deregulation-Politik als ein
Schritt auf gröBere Unabhangigkeit

der Medien und dadurch mehr Vielfalt
und Qualitat erweisen. Es könnte, sa¬
ge ich. Für Europa mit seinen viel klei¬
neren, ökonomisch weniger starken
und international verflochtenen
Markten wird man noch vorsichtiger
urteilen müssen. Was bei uns und in
den Nachbarlandern als "Befreiung"
vom öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
system und als entschlossene Förde-
rung der neuen überwiegend privat-
wirtschaftlich strukturierten Medien an-
gekündigt wird, laBt zum gegenwarti-
gen Zeitpunkt nicht viel Kreativitat und
Innovation erkennen. Sowohl bei Vi-
deokassetten wie auch bei den bis
jetzt vorliegenden Videodiscs über-
wiegen Nachauswertungen vorhande-
nen Materials: die Ausbeutung von Ar-
chivbestanden, ohne daB bisher viel
Neues zutagegetreten ware. Zwar wird
Videodisc, ebenso wie die neue Kom-
paktschallplatte, uns die akustische
Sensation einer dank digitaler Auf-
zeichnung nahezu gerauschfreien
Tonwiedergabe bringen. Aber diese
Qualitatsverbesserung wird sich - so-
weit bisher erkennbar - allein zugun-
sten des bisher schon gebotenen mu-
sikalischen Repertoires der Plattenfir-
men auswirken. Neue Kompositionen
noch nicht bekannter Interpreten wer¬
den es noch auf viele Jahre schwer
haben, in die exklusive Sphare vorzu-
stoBen, in der dort produziert und ver-
marktet wird.
So bleibt mir zum SchluB nur eine
skeptische, eher pessimistische Fest-
stellung: DaB bei der Neuverteilung
des Medienlandes mehr für diejenigen
herauskommt, die als Autoren, Kom-
ponisten und Interpreten, als Ensem¬
bles und Orchester, als kreative Men-
schen dafür zu sorgen haben, daB wir
anderen immer wieder erfreut und er-
staunt, beschenkt und bewegt werden
- davon ist in der Medienpolitik bis
jetzt eigentlich nie die Rede.
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